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Die LINKE: Tarifaktionsplan
Brandenburg hat nur zu 47 Prozent Tarifbindung/LINKE: Niedriglohnsektor verringern. 

EU schreibt einen Plan für die „Förderung von Tarifverhandlungen“ vor.
DIE LINKE wird in der Land-

tagssitzung in der kommenden 
Woche beantragen, dass Bran-
denburg einen Tarifaktionsplan 
in Kraft setzt. Dieses Anlie-
gen stellte Sebastian Walter, 
Fraktionschef der LINKEN im 
Brandenburger Landtag, am 
13. Februar vor. „Regionen, in 
denen die Tarifbindung unter 
80 Prozent liegt, müssen nach 
der neuen Mindestlohnricht-

linie der Europäischen Union 
bis zum 15. November einen 
Aktionsplan zur Förderung von 
Tarifbindungen vorlegen“, be-
gründete Walter. „Brandenburg 
gehört zu den Regionen mit 
den höchstem Niedriglohnsek-
tor. Dagegen muss etwas ge-
tan werden, Brandenburg kann 
eine Vorreiterrolle für bessere 
Löhne und Arbeitsbedingungen 
übernehmen“, fordert Walter.  

Das Anliegen der LINKEN 
ist auch von Äußerungen des 
Ministerpräsidenten Dietmar 
Woidke (SPD) geprägt, der sich 
in der vergangenen Woche für 
eine Kürzung des Bürgergel-
des aussprach, weil es sich 
angeblich nicht lohne arbeiten 
zu gehen. „Es ist nicht richtig, 
die Ärmsten gegen die Armen 
auszuspielen“, machte Sebasti-
an Walter erneut deutlich. „Die 

LINKE fordert auch, den Ver-
gabemindestlohn von derzeit 
13 Euro auf 14 Euro pro Stun-
de zu erhöhen.“ Der Vergabe-
mindestlohn gilt in Branden-
burg, wurde von den LINKEN 
während ihrer Regierungszeit 
durchgesetzt und bedeutet, 
dass öffentliche Aufträge nur 
an diejenigen vergeben wer-
den, die mindestens den Ver-
gabemindestlohn zahlen. bc 

17.02.2024, 11 Uhr: „Say Their Names“, Gedenkdemonstration für die Opfer der rassistischen Morde in Hanau vor 4 Jahren; Bahnhofsvorplatz 
Bernau. Gegen 11.30 Uhr führt die Demo zum Markt zur dort geplanten Kundgebung, organisiert von der „Initiative 19. Februar Hanau“.


